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Aufgabenbereich Bevölkerungsschutz 

1. Ist-Zustand 

Der Bevölkerungsschutz ist ein Instrument der Sicherheitspolitik. Er ist ein Verbundsys-
tem, das aus den fünf Partnerorganisationen Polizei, Feuerwehr, Gesundheitswesen, Zi-
vilschutz und technische Betriebe (Elektrizität, Gasversorgung, Wasserversorgung und -
entsorgung, Verkehr, Kommunikationsinfrastruktur) besteht. Dazu kommen Führungs- 
und Koordinationsorgane des Bundes, der Kantone und der Gemeinden. Von Bevölke-
rungsschutz wird dann gesprochen, wenn ein Ereignis die Partnerorganisationen ge-
meinsam betrifft und sie von den Führungsstäben von Kanton, Region oder Gemeinde 
im Verbund eingesetzt werden. Dabei stützen sie sich auf gemeinsame Einsatzplanun-
gen und umfassende Risikoanalysen. 

Der Bevölkerungsschutz bezweckt, die Bevölkerung und ihre Lebensgrundlagen bei 
Schadenereignissen von grosser Tragweite, Katastrophen, Notlagen und bewaffneten 
Konflikten1 zu schützen. Er trägt zur Begrenzung und Bewältigung von Schadenereignis-
sen bei und trifft entsprechende Massnahmen zur Vorsorge (Art. 2 BZG). 

Die Arbeitsgruppe hat das Aufgabengebiet in folgende (über das Verbundsystem Bevöl-
kerungsschutz hinausgehende) Themenbereiche unterteilt: 

1. Zivilschutz: Ausbildung, Einsätze, Material und Personelles 

2. Schutzbauten  

3. ABC-Bereich 

4. Alarmierung und Kommunikationssysteme 

5. Führung und Koordination im Ereignisfall 

 
1 Ein bewaffneter Konflikt ist im Völkerrecht eine Auseinandersetzung zwischen dem Militär verschiedener Staaten oder 
zwischen dem Militär, paramilitärischen Organisationen und/oder Aufständischen innerhalb eines Staates. Der Begriff 
bewaffneter Konflikt hat den Begriff «Krieg» seit dem Ende des zweiten Weltkrieges (Genfer Konvention 1949) völker-
rechtlich fast vollständig abgelöst. 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2020/887/de#art_2
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6. Militärverwaltung inklusive Schiesswesen und Wehrpflichtersatz 

7. Kritische Infrastrukturen 

Nebst dem Bevölkerungsschutz im eigentlichen Sinne wurde somit auch der Themenbe-
reich der Militärverwaltung und die Aufgaben der Kreiskommandos beleuchtet. Dies 
deshalb, weil die Militärverwaltung bei den Kantonen in aller Regel ein Teilbereich der 
für den Bevölkerungsschutz, Zivilschutz und Militär verantwortlichen Ämter ist und die 
Kreiskommandanten an die entsprechenden Amtsleiter rapportieren. 

Aufgrund laufender Projekte wurden für die Themen ABC-Bereich, Alarmierung und 
Kommunikationssysteme, Führung und Koordination im Ereignisfall sowie kritische Infra-
strukturen von der Arbeitsgruppe in dieser Projektphase keine Entflechtungsvarianten 
geprüft (detaillierte Begründung siehe Kapitel 2). 

1.1. Regelungskompetenz 

Gemäss Art. 57 BV sorgen Bund und Kantone im Rahmen ihrer Zuständigkeiten für die 
Sicherheit des Landes und den Schutz der Bevölkerung und koordinieren ihre Anstren-
gungen im Bereich der inneren Sicherheit. 

Die Regelungskompetenz im Bereich des Zivilschutzes liegt beim Bund (Art. 61 BV). 
Das Gesetz über den Bevölkerungsschutz und den Zivilschutz (BZG; SR 520.1) regelt 
gemäss Art. 1 die Aufgaben und die Zusammenarbeit von Bund, Kantonen und Dritten 
im Bevölkerungsschutz sowie den Zivilschutz als Partnerorganisation im Bevölkerungs-
schutz (insb. Schutzdienstpflicht, Ausbildung und Schutzbauten). Der Bevölkerungs-
schutz ist in vielen Bereichen als Verbundaufgabe organisiert: der Bund regelt, die Kan-
tone vollziehen, soweit nichts anderes bestimmt ist.  

Neben den Zuständigkeiten für die Aufgabenerfüllung und -finanzierung (vgl. Ausführun-
gen in Kapitel 1.2 und 1.3) legt der Bund im BZG insbesondere Folgendes fest: 

• Zivilschutz Ausbildung (Art. 22 und 48-56 BZG): Der Bund regelt die Voraus-
setzungen, Dauer und Inhalte der Ausbildung (Grundausbildung, Kaderausbil-
dung, WK) der Schutzdienstpflichtigen. Bei der Kaderausbildung legt der Bund 
die Zuständigkeiten, den Inhalt und die Zulassungsbedingungen fest  

• Zivilschutz Einsätze (Art. 28 und 46-47 BZG): Der Bund definiert den Aufga-
benbereich für Einsätze des Zivilschutzes. Bei den Einsätzen zugunsten der Ge-
meinschaft (EzG) auf nationaler Ebene legt der Bund zudem die Voraussetzun-
gen und das Bewilligungsverfahren fest.  

• Zivilschutz Material (Art. 76 BZG): Der Bund legt Art und Umfang des standar-
disierten Materials des Zivilschutzes fest.  

• Zivilschutz Personelles (Art. 29-47 BZG): Der Bund regelt die Schutzdienst-
pflicht (Personenkreis, Dauer, Rekrutierung, Entlassung und Ausschluss) sowie 
die Zuständigkeiten und Verfahrenseckwerte beim Aufgebot (Ausbildung, Eins-
ätze) und die Kontrollaufgaben  

• Schutzbauten (Art. 60-76 BZG): Der Bund legt die Mindestanforderungen für 
Schutzbauten fest und regelt die Bedarfsplanung, Erstellung und Ausrüstung von 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1999/404/de#art_57
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1999/404/de#art_61
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2020/887/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2020/887/de#art_1
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2020/887/de#art_22
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2020/887/de#art_48
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2020/887/de#art_28
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2020/887/de#art_46
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2020/887/de#art_76
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2020/887/de#art_29
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2020/887/de#art_60
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Schutzanlagen (Kommandoposten, Bereitstellungsanlagen, geschützte Sanitäts-
stellen & Spitäler). Bei den Schutzräumen regelt der Bund die Rahmenbedingun-
gen für die Steuerung und Kontrolle des Schutzraumbaus, für die Baupflicht und 
Ersatzbeitragspflicht sowie die Verwendung der verbleibenden Mittel. 

• ABC-Bereich (Art. 4 und 11-12 BZG): Der Bund regelt den Betrieb und die Auf-
gaben des Labor Spiez sowie die Unterstützung der Kantone und anderer Staa-
ten im ABC-Bereich durch spezialisierte Einsatzorganisationen und Einsatzmate-
rial  

• Alarmierung und Kommunikationssysteme (Art. 9-10 und 18-21 BZG): Der 
Bund regelt die Zuständigkeiten, Vorgaben und Abläufe betreffend Warnung, 
Alarmierung und Information im Ereignisfall sowie den Betrieb der entsprechen-
den Systeme inklusive Betrieb eines Notfallradios und der Nationalen Alarmzent-
rale. Der Bund regelt zudem die vom Bund, Kantonen und Dritten gemeinsam er-
richteten Kommunikationssysteme: Mobiles Sicherheitsfunksystem, nationales 
sicheres Datenverbundsystem, mobiles breitbandiges Sicherheitskommunikati-
onssystem, nationales Lageverbundsystem  

• Führung und Koordination im Ereignisfall (Art. 7 BZG): Der Bund regelt die 
Zuständigkeiten für die Führung und Koordination bei Katastrophen und Notla-
gen, für deren Bewältigung er zuständig ist, sowie bei bewaffneten Konflikten, 
und legt die Aufgaben sowie die Organisation des Bundesstab Bevölkerungs-
schutz fest. 

• Militärverwaltung, Schiesswesen und Wehrpflichtersatz (MG; SR 510.10): 
Das Militärwesen ist Sache des Bundes. Grundsätzlich regelt der Bund den Be-
reich der Militärverwaltung in personellen Angelegenheiten (Rekrutierung bis 
Entlassung, Kontrollwesen; vgl. Zivilschutz Personelles), den Wehrpflichtersatz 
und das Schiesswesen. 

• Kritische Infrastrukturen (Art. 8 BZG): Der Bund erarbeitet Grundlagen zum 
Schutz kritischer Infrastrukturen, führt das Inventar der Objekte kritischer Infra-
strukturen und koordiniert die Planungs- und Schutzmassnahmen der Betreibe-
rinnen kritischer Infrastrukturen (BKI), insbesondere jener von nationaler Bedeu-
tung. Darüber hinaus regelt der Bund in rund der Hälfte der kritischen Sektoren 
die Pflichten der BKI in sektoriellen Fachgesetzen (Stromversorgungsgesetz, 
Fernmeldegesetz usw.).  

Die Kantone regeln im Bereich des Bevölkerungsschutzes insbesondere die Erfüllung 
der den Partnerorganisationen und weiteren Stellen zugewiesenen Aufgaben (Ausbil-
dung, Einsatz, Ausrüstung, Führung) sowie den Vollzug der ihnen vom Bund übertrage-
nen Aufgaben (Prozesse, Umsetzungsmassnahmen; z.B. bei Schutzanlagen) und die 
interkantonale Zusammenarbeit. Im Bereich der kritischen Infrastrukturen sind die Kan-
tone und Gemeinden dafür zuständig, die Resilienz-Vorgaben für die Betreiber der nicht 
vom Bund geregelten kritischen Sektoren festzulegen (Spitäler, Wasserversorgung etc.). 
Zudem sind sie für die subsidiäre Unterstützung der Betreiber kritischer Infrastrukturen 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2020/887/de#art_4
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2020/887/de#art_11
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2020/887/de#art_9
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2020/887/de#art_18
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2020/887/de#art_7
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1995/4093_4093_4093/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1995/4093_4093_4093/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2020/887/de#art_8
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mit Mitteln des Bevölkerungsschutzes im Falle von Katastrophen und Notlagen zustän-
dig. Dabei stellen kritische Infrastrukturen eine von mehreren Kategorien von Schutzgü-
tern dar.  

1.2. Heutige Aufgabenerfüllung 

Der Zivilschutz ist das strategische Mittel der Kantone zur Sicherstellung der Durchhal-
tefähigkeit ihrer Behörden und Organisationen für Rettung und Sicherheit (BORS). Die 
Organisation des Zivilschutzes richtet sich nach den jeweiligen Gefährdungen sowie den 
politischen und topografischen Gegebenheiten und Strukturen der Kantone. 

In den Kantonen arbeiten die Partnerorganisationen des Bevölkerungsschutzes und der 
Armee unter der Leitung des Kantonalen Führungsorgans (KFO) zusammen. Das KFO 
ist zuständig für die Beurteilung der Gefährdungen, die Planung und Vorbereitung sowie 
den Einsatz der Partnerorganisationen. 

Die interkantonale Zusammenarbeit wird auf politisch-strategischer Ebene durch die Re-
gierungskonferenz Militär, Zivilschutz und Feuerwehr (RK MZF) geregelt. Auf operativer 
Ebene nehmen diese Aufgabe die beiden der RK MZF angegliederten Konferenzen 
wahr. Es sind dies die Konferenz der kantonalen Verantwortlichen für Militär, Bevölke-
rungsschutz und Zivilschutz (KVMBZ) sowie die Feuerwehrkoordination Schweiz (FKS). 
Auf technisch-taktischer Ebene gibt es zahlreiche weitere Gremien. Verschiedene Platt-
formen ermöglichen den fachlichen Austausch auf politisch-strategischer, operativer und 
technisch-taktischer Stufe. 

Zivilschutz - Ausbildung: Für die Organisation und Durchführung der Grundausbildung 
und von Teilen der Kaderausbildung sind die Kantone zuständig. Sie betreiben Ausbil-
dungszentren für die Grundausbildung. Der Bund ist neben der Kaderausbildung für ge-
wisse Spezialausbildungen zuständig. Er sorgt in Zusammenarbeit mit den Kantonen für 
eine einheitliche Ausbildung sowie die Ausbildung von Lehrpersonal. Die entsprechen-
den Voraussetzungen und Zuständigkeiten sind in der Verordnung über den Zivilschutz 
(ZSV; SR 520.11) im Anhang 2 geregelt. Das BABS betreibt das Eidgenössische Ausbil-
dungszentrum in Schwarzenburg, in welchem auch das nationale Zivilschutz-Ausbil-
dungszentrum integriert ist. Zudem werden an diesem Standort heute auch Kurse des 
EPA sowie für Polizei und Feuerwehr durchgeführt. 

Zivilschutz - Einsätze: Für die Planung, das Aufgebot und die Durchführung von Eins-
ätzen bei Katastrophen und Notlagen sind die Kantone zuständig. Sie stellen die Ein-
satzbereitschaft sicher. Der Bund kann den Zivilschutz für Einsätze bei Notlagen aufbie-
ten, die mehrere Kantone, die ganze Schweiz oder das grenznahe Ausland betreffen, 
oder bei bewaffneten Konflikten. Die Kantone vollziehen sämtliche Einsätze. Die Zustän-
digkeiten für die Einsätze des Zivilschutzes im bewaffneten Konflikt werden im Projekt 
«Bevölkerungsschutz im bewaffneten Konflikt BibK» bis 2029 geklärt werden. 

Einsätze zugunsten der Gemeinschaft (EzG) werden im Rahmen von Wiederholungs-
kursen durchgeführt. Sie sind klar abzugrenzen von Einsätzen in Katastrophen und Not-
lagen. Es ist zu unterscheiden zwischen EzG auf nationaler Ebene und EzG auf kanto-
naler, regionaler und kommunaler Ebene. Bei EzG auf nationaler Ebene prüft und bewil-
ligt das BABS die Gesuche und trägt die Kosten im Rahmen eines Pauschalbeitrages 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2020/888/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2020/888/de
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pro Diensttag. Für die Bewilligung und Finanzierung von EzG auf kantonaler, regionaler 
und kommunaler Ebene sind die Kantone zuständig. Das BABS kontrolliert, ob die kan-
tonalen, regionalen oder kommunalen EzG mit den Aufgaben des Zivilschutzes überein-
stimmen.  

Zivilschutz - Material: Der Bund beschafft das standardisierte Material des Zivilschut-
zes (ABC-Schutzmaterial und zusätzlich für den Fall eines bewaffneten Konflikts benö-
tigtes Einsatzmaterial), sowie Polycom Geräte für den Zivilschutz. Die Kantone beschaf-
fen die persönliche Ausrüstung der Schutzdienstpflichtigen sowie das Einsatzmaterial 
für die Bewältigung von Katastrophen und Notlagen. Die Kantone haben sich in einer 
Fachgruppe organisiert, in der auch der Bund vertreten ist. Der Bund hat die Ausschrei-
bung für die persönliche Ausrüstung ab 2025 stellvertretend für die Kantone vorgenom-
men. Die Erteilung des Zuschlags an eine Firma ist erfolgt, was eine Einheitlichkeit bei 
der Ausrüstung gewährleisten könnte. Die Kantone sind allerdings nicht verpflichtet, die 
Ausrüstung bei dieser Firma zu beschaffen 

Zivilschutz - Personelles: Der Bestand der Schutzdienstleistenden beläuft sich 
schweizweit auf rund 57'000 (Stand Januar 2025). Dabei sind die Rekrutierungszahlen 
seit Jahren stark rückläufig. So konnten im Jahre 2011 noch 8350 Personen rekrutiert 
werden. Im Jahre 2024 waren es gerade noch 3401 Personen. Die Rekrutierung für den 
Zivilschutz erfolgt dabei in zwei Schritten und zwar für Armee und Zivilschutz gemein-
sam. 1) Am «Orientierungstag» werden alle stellungspflichtigen Männer und interessier-
ten Frauen im 18. Altersjahr über ihre Möglichkeiten in der Dienstpflicht informiert. Der 
Orientierungstag wird vom Kanton durchgeführt. 2) Die eigentliche «Rekrutierung» wird 
vom Bund durchgeführt. Dabei sind Bund und Kantone zuständig für das Aufgebot, die 
Dienstverschiebungen und Kontrollaufgaben in ihrem Zuständigkeitsbereich (vgl. Ausbil-
dung und Einsätze). Das BABS ist zudem zuständig für die Einhaltung der zeitlichen 
Obergrenzen für Schutzdienstleistungen und Ausbildungen. Bund und Kantone verwen-
den für die personelle Administration von AdA und AdZS das System PISA.  

Schutzbauten: In der Schweiz gibt es rund 370'000 öffentliche und private Schutz-
räume sowie rund 1700 Schutzanlagen (Kommandoposten, Bereitstellungsanlagen, ge-
schützte Spitäler und Sanitätsstellen). Die Kantone legen den Bedarf an Schutzanlagen 
nach den Vorgaben des Bundes mind. alle zehn Jahre fest und sind für deren Erstel-
lung, Ausrüstung, Unterhalt und Erneuerung zuständig. Für die sanitätsdienstlichen 
Schutzanlagen bestehen spezifische Vorgaben anhand der Zahl notwendiger Patienten-
liegeplätze. Bei den Schutzräumen sind die Kantone für die Gewährleistung eines aus-
reichenden Angebots und der Funktionsfähigkeit zuständig.  

ABC-Bereich: Mit der Strategie ABC-Schutz Schweiz verfügen Bund, Kantone und 
Dritte über eine gemeinsame Grundlage und Leitlinie für Prävention, Intervention und 
koordinierte Führung. ABC-Referenzszenarien zeigen auf, wie die Zusammenarbeit von 
Bund und Kantonen bei ABC-Ereignissen erfolgen soll. Der Bund betreibt zum ABC-
Schutz das Nationale Emergency Operation Center (NEOC) und das Labor Spiez, un-
terstützt die Kantone mit spezialisierten Einsatzorganisationen im ABC-Bereich und 
kann ABC-Einsatzorganisationen mit Einsatzmaterial unterstützen. Die Leistungen und 
Verfügbarkeiten sind im Rahmen von Leistungsvereinbarungen zwischen Bund und 
Kantonen geregelt.  
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Alarmierung und Kommunikationssysteme: Der Bund ist zuständig für die Systeme 
zur Warnung, Alarmierung und Information der Bevölkerung im Ereignisfall. Der Bund 
betreibt und entwickelt das Kernsystem Polyalert mit der Sirenenfernsteuerung weiter. 
Im Bereich Sirenen sorgt der Bund insbesondere für die Beschaffung und Abgabe mobi-
ler Sirenen an die Kantone, prüft kantonale Gesuche für die Neuinstallation oder den Er-
satz stationärer Sirenen und finanziert die Investitions- und Betriebsaufwände. Zudem 
macht der Bund Vorgaben für die Sirenentest und wertet diese aus. Die Kantone sorgen 
für den Betrieb und Unterhalt der rund 5000 Sirenen und stellen die Zusammenarbeit 
mit dem Bund die Auslösung der Warnung, Alarmierung und Information der Bevölke-
rung im Ereignisfall sicher (Art. 9, 16, 22 Abs. 3, 24 BZG). Bei den gemeinsamen errich-
teten und betriebenen Kommunikationssystemen ist der Bund für die zentralen Kompo-
nenten und das Funktionieren des Gesamtsystems zuständig, die Kantone sind für die 
dezentralen Komponenten verantwortlich, soweit diese nicht dem Bund oder Dritten zu-
gewiesen sind (für laufende Projekte vgl. Kapitel 1.3 und 2.). Der Bund entscheidet nach 
Anhörung der Kantone über die Einstellung oder Ablösung der Systeme. 

Führung und Koordination im Ereignisfall: Der Bund übernimmt die Führung und die 
Koordination bei Katastrophen und Notlagen für deren Bewältigung er zuständig ist, so-
wie bei bewaffneten Konflikten (Art. 7 BZG). Im Einvernehmen mit den betroffenen Kan-
tonen kann der Bund die Koordination und allenfalls Führung bei Ereignissen überneh-
men, die mehrere Kantone, die ganze Schweiz oder das grenznahe Ausland betreffen. 
Die Kantone bilden die Führungsorgane, koordinieren die Vorsorgeplanung und bereiten 
die Einsätze der Partnerorganisationen sowie alle übrigen Einsätze vor. Bei der Aufga-
benerfüllung in einem Bereich mit Bundeszuständigkeit erfolgt der Vollzug im Verbund. 

Militärverwaltung, Schiesswesen und Wehrpflichtersatzabgabe: Die Kantone neh-
men verschiedene Aufgaben im Bereich der Militärverwaltung zumeist stellvertretend für 
den Bund oder unter dessen Aufsicht wahr. Für die Bearbeitung der Kontrolldaten und 
für den Verkehr mit den Militärdienstpflichtigen ernennen die Kantone Kreiskommandan-
ten und Kreiskommandantinnen (Art. 121 MG). Die Kantone sorgen für die Aufnahme 
der Stellungspflichtigen in die Militärkontrolle und sind für die Durchführung von Orien-
tierungsveranstaltungen zuständig (Art. 11 MG). Darüber hinaus verantworten sie insbe-
sondere die administrative Entlassung aus der Militärdienstpflicht und die Rückgabe der 
persönlichen Ausrüstung (Art. 122 MG). Im Bereich des Schiesswesens ernennen sie 
kantonale Schiesskommissionen, anerkennen Schiessvereine und entscheiden über 
den Betrieb von Schiessanlagen (Art. 125 MG). Zudem sind sie für das Bussen- und 
Strafwesen betreffend die Erfüllung der Schiesspflicht im Nachschiesskurs zuständig. 
Bei der Wehrpflichtersatzabgabe sind die Kantone für die Erhebung und die Bestellung 
einer Rekursinstanz zuständig. 

Kritische Infrastrukturen: Auf der vom Bundesrat verabschiedeten «Nationalen Strate-
gie zum Schutz kritischer Infrastrukturen» (SKI) gründet der Prozess zum Schutz kriti-
scher Infrastrukturen. Dieser umfasst mehrere Schritte von der Risikoanalyse bis zur 
Umsetzung konkreter Massnahmen. Der SKI-Prozess involviert neben den Betreibern 
kritischer Infrastrukturen (BKI) verschiedene Akteure von Bund und Kantonen. Die BKI 
sind dafür zuständig, die Resilienz ihrer Systeme und Anlagen gemäss den spezialge-
setzlichen Vorgaben zu gewährleisten. Sektorielle Fachämter überprüfen periodisch, ob 
die Resilienz in den kritischen Sektoren angemessen ist oder verbessert werden muss. 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2020/887/de#art_9
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2020/887/de#art_16
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2020/887/de#art_22
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2020/887/de#art_24
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2020/887/de#art_7
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1995/4093_4093_4093/de#art_121
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1995/4093_4093_4093/de#art_11
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1995/4093_4093_4093/de#art_122
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1995/4093_4093_4093/de#art_125
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Andere Stellen wie die Polizei, die Feuerwehr oder die Armee werden nur subsidiär und 
wenn es die Situation erfordert, einbezogen. Die Polizei leistet somit im Rahmen ihres 
Grundauftrags (Gefahrenabwehr) einen gewissen Beitrag zum Schutz kritischer Infra-
strukturen, ohne jedoch einen konkreten objektbezogenen Leistungsauftrag über einen 
längeren Zeitraum erfüllen zu können. Sie beteiligt sich, zusammen mit der Armee und 
den übrigen Partnern im Bevölkerungsschutz, an der Erarbeitung vorsorglicher Einsatz-
pläne zum physischen Schutz kritischer Infrastrukturen. 

1.3. Finanzierung 

Die Ausgaben des Bundes für den Bevölkerungsschutz beliefen sich im Jahr 2023 auf 
rund 155 Millionen Franken. Die Ausgaben der Kantone betrugen knapp 160 Millionen 
Franken (inkl. Gemeinden rund 300 Millionen Franken). Dabei erhalten die Kantone 
Bundesbeiträge von rund 20 Millionen Franken für den Betrieb der Sirenen, für Erneue-
rungs- und Umbauprojekte von Schutzanlagen und für das standardisierte Material des 
Zivilschutzes. 

Zivilschutz Ausbildung, Einsätze und Material: Bund und Kantone tragen die Kosten 
für die Ausbildung, die Einsätze sowie das Einsatzmaterial und die Ausrüstung der 
Schutzdienstpflichtigen in ihrem Zuständigkeitsbereich (Art. 91-92 BZG).  

Zivilschutz Personelles: Der Bund trägt die Kosten für die Rekrutierung und das Per-
sonalinformationssystem des Zivilschutzes (PISA ZS). Die Kantone tragen die Kosten 
für die übrigen administrativen Arbeiten. Sie sind an den Einnahmen der Wehrpflichter-
satzabgabe beteiligt (vgl. Militärverwaltung, Wehrpflichtersatz). Für das System DIZIS, 
welche Teile der Administration übernehmen wird, trägt der Bund die Kosten bis und mit 
der Rekrutierung, für weitere Module wie Dienstverschiebung, Aufgebot etc. tragen die 
Kantone die Kosten und definieren, was sie umsetzen wollen. DIZIS ist eng verknüpft 
mit dem Projekt DIMILAR der Armee. 

Schutzbauten: Die Kantone finanzieren die öffentlichen Schutzräume sowie den Wert-
erhalt von öffentlichen und privaten Schutzräumen über Ersatzbeiträge. Bei den Schutz-
anlagen erfolgt die Aufgabenerfüllung im Verbund (Umsetzung durch Kantone; mitfinan-
ziert durch den Bund). Aktuell zahlt der Bund für die betriebsbereiten Schutzanlagen 
jährlich Pauschalbeiträge von rund 5 Millionen Franken für die Sicherstellung der Be-
triebsbereitschaft im bewaffneten Konflikt. Zudem zahlt der Bund für die Erstellung und 
Erneuerung von Schutzanlagen sowie für Kleinkomponenten pro Jahr rund 9 Millionen 
Franken. In den kommenden Jahren müssen rund 200 Schutzanlagen erneuert werden. 
Für diese Erneuerungen werden in den nächsten 15 Jahren jährlich rund 6 Millionen 
Franken zusätzlich benötigt (total also jährlich 15 Millionen Franken).  

In den Ersatzbeitragsfonds der Kantone sind aktuell rund 900 Millionen Franken vorhan-
den, die sie primär für die Finanzierung öffentlicher Schutzräume und den Werterhalt 
der privaten und öffentlichen Schutzräume verwenden müssen. Die Verwendung der Er-
satzbeiträge muss durch die Kantone im Rahmen der Steuerung des Schutzraumbaus 
individuell geplant werden. Erst wenn die Finanzierung öffentlicher Schutzräume und 
der Werterhalt der Schutzräume sichergestellt ist, können die Kantone die noch verfüg-
baren Mittel für andere Zwecke verwenden (Art. 62 Abs. 3 BZG). 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2020/887/de#art_91
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2020/887/de#art_62
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Der Bund trägt die Mehrkosten für die Erstellung und die Erneuerung von Kulturgüter-
schutzräumen für die kantonalen Archive und die Sammlungen von nationaler Bedeu-
tung sowie für deren Einrichtung. 

ABC-Bereich: Der Bund bietet im ABC-Bereich subsidiäre Unterstützung und kann spe-
zialisierte Einsatzorganisationen im ABC-Bereich unterstützen. Dafür werden ca. 1,5 
Millionen Franken pro Jahr eingesetzt. 

Alarmierung und Kommunikationssysteme: Der Bund ist für Systeme zur Sicherstel-
lung der Alarmierung (inkl. Sirenen) zuständig und trägt seit 2021 allein die Kosten. Er 
entschädigt die Kantone für den Betrieb und Unterhalt mit höchsten 600 Franken pro Si-
rene und Jahr (~3 Millionen Franken). Zudem finanziert er das Alarmierungssystem Po-
lyalert. Die Kommunikationssysteme finanzieren Bund und Kantone gemeinsam (zent-
rale Komponenten Bund; dezentrale Komponenten Kantone). Die Bundesausgaben für 
den Werterhalt von Polycom belaufen sich für den Zeitraum 2016-2030 auf rund 500 
Millionen Franken. Die Investitionskosten der Kantone beträgt 150 bis 200 Millionen 
Franken für die Jahre von 2022 bis 2025. Die Betriebskosten ab 2022 sind individuell 
pro Kanton. Für den Aufbau des nationalen Sicheren Datenverbundsystem (SDVS) be-
laufen sich die Ausgaben beim Bund für den Zeitraum 2020-2027 auf rund 240 Millionen 
Franken. Jeder Kanton zahlt für SDVN+ einen Beitrag pro Anschluss und Jahr. Die Kan-
tone tragen die Kosten für die zusätzliche Härtung ihrer SDVN+-Standorte und die Ar-
beiten ab dem SAP (Service Access Point). 

Militärverwaltung, Schiesswesen und Wehrpflichtersatz: Personalkosten fallen so-
wohl beim Bund als auch bei den Kantonen an. Hinzu kommen Betriebskosten der Sys-
teme (PISA, DIMILAR, WPE). Im Sinne einer Bezugsprovision werden die Kantone an 
den Einnahmen der Wehrpflichtersatzabgabe beteiligt. Die Kosten von PISA ZS trägt 
der Bund, für die Bezahlung von DIZIS, (Zivilschutzteil DIMILAR) Phase 1 (bis und mit 
Dienstmanager) ist der Bund zuständig, für die Phase 2 (weitere Module im Bereich der 
Kantone) stellt der Bund die Projektleitung und die Integration in DIMILAR sicher, für die 
Finanzierung sind die Kantone zuständig.  

Kritische Infrastrukturen: Die Schutzmassnahmen werden von den Betreibern kriti-
scher Infrastrukturen finanziert und in der Regel auf die Kunden überwälzt (z.B. Strom-
versorgung, Telekommunikation). 

1.4. Herausforderungen 

Die Verteilung von Aufgaben und Kompetenzen im Bevölkerungsschutz trägt dem Föde-
ralismus und dem Subsidiaritätsprinzip Rechnung. Zudem ist die Finanzierung im Sinne 
der fiskalischen Äquivalenz entsprechend den Zuständigkeiten geregelt. 

Mehrere umfangreiche und kostenintensive Projekte und Systeme werden gemeinsam 
von Bund und Kantonen geführt beziehungsweise betrieben. Dies führt, insbesondere 
was die Finanzierung betrifft, regelmässig zu Diskussionen. 

Aufgrund der aktuellen Aufgabenteilung bestehen zudem hoher Koordinations- und Kon-
trollbedarf und eine teilweise geringe Harmonisierung, was eine effiziente Aufgabener-
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füllung erschwert. Zudem führen die unterschiedlichen Zuständigkeiten und damit ver-
bundene Finanzierung im bewaffneten Konflikt (Bund) und sonstigen Katastrophen und 
Notlagen (Kantone) zu Mischverantwortungen und Abgrenzungsproblemen. 

Nachfolgend werden die Herausforderungen näher erläutert und Optimierungsmöglich-
keiten aufgezeigt: 

Zivilschutz -Ausbildung: Die Bandbreite für die Ausbildung (mind. 10 Tage – max.19 
Tage) oder den Erhalt des Ausbildungsniveaus (Wiederholungskurse mind. 3 – max. 21 
Tage) sind zu weit gefasst. Daraus kann sich aufgrund der Ausbildungsdauer ein Unter-
schied des Ausbildungsstands zwischen den Zivilschutzorganisationen (ZSO) schweiz-
weit ergeben. 

Zivilschutz - Einsätze: Im Bereich der Einsätze zu Gunsten der Gemeinschaft («EzG») 
bestehen Herausforderungen. So erfüllen die EzG auf kantonaler Stufe nicht immer die 
kumulativen Voraussetzungen bezüglich Subsidiarität (Gesuchsteller kann Aufgaben 
nicht mit eigenen Mitteln bewältigen), öffentlichem Interesse, Ziel und Zweck des Zivil-
schutzes sowie der Anwendung des in der Ausbildung erworbenen Wissens und Kön-
nens. Zudem werden teilweise Vorhaben unterstützt, die einen vornehmlich kommerziel-
len Charakter aufweisen. 

Zivilschutz - Material: Durch die Delegation der Materialbeschaffung an die Kantone 
und die fehlenden Regelungen ergibt sich ein höchst unterschiedlicher Grad an materi-
eller Ausrüstung und damit verbunden an materieller Bereitschaft (Interoperabilität) zwi-
schen den Kantonen und teilweise auch innerhalb der Kantone. Neben dem unter-
schiedlichen Erscheinungsbild ist auch die Interoperabilität zwischen den einzelnen ZSO 
eingeschränkt. Es resultiert ein ineffizientes Beschaffungswesen und ein ineffizienter 
Betrieb. Die grosse Anzahl an unterschiedlichen Gerätschaften und Materialien führt zu 
Ineffizienzen bei der Ausbildung der AdZS, insbesondere bei Wohnortswechsel und Ein-
teilung in eine neue ZSO. Grundsätzlich wäre mit der zentralisierten Ausschreibung die 
Beschaffung einer einheitlichen Ausrüstung möglich, es besteht aber keine Bezugs-
pflicht für die Kantone. 

Schutzbauten: In einigen Kantonen werden die finanziellen Mittel des Ersatzbeitrags-
fonds nicht genügen, um den erforderlichen Werterhalt der Schutzräume in den nächs-
ten Jahren zu finanzieren. Dies auch, weil die Ersatzbeiträge teilweise für weitere Ver-
wendungszwecke eingesetzt wurden. Zwar hat die vorgesehene Erhöhung der Ersatz-
beiträge auf 1’400 CHF pro Schutzplatz sowie die Erhebung von Ersatzbeiträgen bei 
An-/Auf-/Umbauten und Nutzungsänderungen künftig Mehreinnahmen bei den Kanto-
nen zur Folge. Sollten die Gelder der Ersatzbeitragsfonds aber trotzdem nicht ausrei-
chen, müssten die zusätzlich benötigten Mittel über das ordentliche Kantonsbudget ge-
deckt werden. 

Führung und Koordination im Ereignisfall: Die Umsetzung von Art. 7 BZG muss ge-
klärt und präzisiert werden. Insbesondere ist nicht klar, wer ab wann den Lead hat und 
wer darüber entscheidet (die Verantwortung zuteilt). Zudem ist unklar, was bei Uneinig-
keit zwischen den betroffenen Kantonen passiert. Da die Mittel bei den Kantonen ange-
siedelt sind, stellt sich zudem die Frage wie der Bund eine Führungsrolle übernehmen 
kann, ohne auf die Mittelverwendung Einfluss nehmen zu können. 

https://backend.babs.admin.ch/fileservice/sdweb-docs-prod-babsch-files/files/2025/02/27/1410c8cc-c221-438e-a783-e1601f30d53f.pdf
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2020/887/de#art_7
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Alarmierung und Kommunikationssysteme: Die Tatsache, dass die Kantone für die 
Auslösung der Warnung und Alarmierung der Bevölkerung mittels Sirenen zuständig 
sind, die Finanzierung der dezentralen Sirenen aber durch den Bund erfolgt, wider-
spricht aus Sicht gewisser Mitglieder der Arbeitsgruppe der fiskalischen Äquivalenz. Mit 
der Übernahme der Zuständigkeit und Finanzierung der Sirenen durch den Bund infolge 
der Gesetzesrevision im Jahr 2021 konnten die erhofften Synergieeffekte zudem bisher 
nicht umgesetzt werden und es ist davon auszugehen, dass die Kosten höher ausfallen 
als ursprünglich angenommen. Aktuell werden die Sirenen dezentral von den Kantonen 
beschafft und vom Bund über eine Pauschale abgegolten, dies führte zu Diskussionen 
bezüglich der angemessenen Höhe der Pauschalen. Für den Fall eines bewaffneten 
Konflikts fehlt zudem eine abschliessende Regelung, wer die Alarmierung verfügt. 

Militärverwaltung, Schiesswesen und Wehrpflichtersatzabgabe: Da Bund und Kan-
tone in vielen Bereichen jeweils beide einen Teil der Aufgabenerfüllung wahrnehmen, ist 
davon auszugehen, dass hier Potential zur Effizienzsteigerung besteht. Durch die Über-
lappung in der Aufgabenerfüllung zwischen Bund und Kantonen resultiert ein hoher Ko-
ordinations- und Kontrollbedarf, der zusätzliche Kosten verursacht.  

Im Bereich Dienstverschiebungsgesuche für die Armee kommt es zudem zu Ungleich-
behandlungen, da die verschiedenen kantonalen Militärverwaltungen die Gesuche trotz 
klaren Weisungen des Bundes nicht gleich handhaben.  Die Orientierungstage werden 
ebenfalls unterschiedlich und den lokalen oder regionalen Gegebenheiten angepasst 
durchgeführt (Dauer, Art, Teilnehmende). Letzteres wird gemeinhin aber als positiv be-
wertet. In vielen Bereichen ist der Entscheidungsträger zudem nicht Kostenträger bezie-
hungsweise Nutzniesser (Orientierungstag, Aufgebote Rekrutierung, DVS etc.).  

Kritische Infrastrukturen: Im Bereich SKI sind die Kompetenzen grundsätzlich klar ge-
regelt, es bestehen nur wenige Abgrenzungsprobleme. Die Prozesse und die Schnitt-
stellen bei der Gefahrenabwehr durch die Polizei und das Aufgebot der Armee über die 
kantonalen Territorialverbindungsstäbe (KTVS) bei längeren Schutzaufträgen sind defi-
niert und funktionsfähig. Nach einem Ereignis sind die Ermittlungsbefugnisse hingegen 
nicht immer klar definiert. Bei einem nuklearen Ereignis ist der Bund zuständig (Art. 23 
Abs. 1 Bst. d StPO  i.V. mit Art. 226bis StGB), nicht jedoch beispielsweise bei einem 
grossen Cyberangriff oder einem Angriff auf ein Verteilzentrum einer grossen Super-
marktkette. Obwohl die Polizei in einer ersten Phase die unmittelbare Gefahrenabwehr 
wahrnimmt, besteht nicht immer ein durchlässiges Lagebild zwischen KI und Polizei. 
Vielfach werden zwar unabhängig Lagebilder erstellt, diese sind wenig vernetzt. Zudem 
sind die Status der KI wenig bekannt, was die Überwachung erschwert. Mit einer klaren 
Auftragsschärfung zwischen Bund und Kantone, insbesondere in den Bereichen polizei-
liche Gefahrenabwehr und Ermittlungen, könnten Synergiepotentiale erschlossen wer-
den. 

2. Mögliche Varianten 

Aufgrund laufender Arbeiten in den Bereichen ABC, Alarmierungs- und Kommunikati-
onssysteme, Führung und Koordination im Ereignisfall sowie Kritische Infrastrukturen 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2010/267/de#art_23
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2010/267/de#art_23
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/54/757_781_799/de#art_226_bis
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hat die Arbeitsgruppe beschlossen, dazu in dieser ersten Projektphase keine Varianten 
zu prüfen. In den anderen Bereichen wurden verschiedene Entflechtungsvarianten 
(Zentralisierung/Dezentralisierung) geprüft. Zudem werden auch Möglichkeiten für Tei-
lentflechtungen analysiert. 

Begründung Ausgrenzung Bereich ABC: Die Auslegeordnung ABC-Schutz wurde ab-
geschlossen. Sie hat Defizite aufgezeigt. Die Massnahmen zur Defizitbehebung sind 
weitgehend abgeschlossen. Die heutigen Zuständigkeiten im ABC-Schutz Schweiz sind 
geklärt und wurden als richtig befunden. Es gibt keinen Anlass, die Zuständigkeiten zu 
verändern. Der Fokus muss auf die Umsetzung der in der ABC-Auslegeordnung defi-
nierten Massnahmen gelegt werden. 

Begründung Ausgrenzung Bereich Alarmierungs- & Kommunikationssysteme: 
Hier befinden sich verschiedene Projekte mitten in der Ausarbeitung beziehungsweise in 
der Umsetzung. Sie folgen aktuell einem strafferen Zeitrahmen als die Entflechtung 27, 
weshalb eine Variantendiskussion aus Sicht der Arbeitsgruppe in dieser Phase nicht 
sinnvoll erscheint. Es handelt sich um folgende Projekte: 

- Werterhalt Polycom 2030 (WEP2030): in Umsetzung 

- Sicheres Datenverbundsystem (SDVS) mit den Teilprojekten «SDVN+», «LVS» 
und «DZS»: in Realisierung 

- Multikanalstrategie: in Vernehmlassung 

- Mobiles breitbandiges Sicherheitskommunikationssystem (MSK): Ersatz Poly-
com; laufende politische Diskussion 

Begründung Führung und Koordination im Ereignisfall: Der Bereich hängt davon 
ab, ob bei der Aufgabenteilung Bund-Kantone im Bevölkerungsschutz Anpassungen 
vorgenommen werden. Wenn die Aufgabenteilung so belassen wird beziehungsweise 
sogar die Verantwortung noch klarer respektive umfassender den Kantonen übergeben 
wird, dann müsste in einer Vertiefungsphase auch der Bedarf / die Ausgestaltung von 
Art.7 BZG näher geprüft werden.  

Begründung Ausgrenzung Bereich Kritische Infrastrukturen: Die Zuständigkeiten 
im SKI-Bereich sind grundsätzlich klar definiert und funktionsfähig. Die noch bestehen-
den Lücken im Bereich der Lagesysteme und -Darstellungen zwischen BKI, Bund und 
Kantonen werden im Rahmen des Projekts Lageverbundsystem (LVS) geschlossen be-
ziehungsweise im Rahmen der nationalen SKI-Strategie angegangen. 

2.1. Zivilschutz 

2.1.1. Stossrichtung Varianten 

Variante «Zentralisierung Zivilschutz» 
Diese Variante schlägt in verschiedenen Bereichen des Zivilschutzes eine Zentralisie-
rung Richtung Bund vor. Die beschriebenen Massnahmen können einzeln oder kombi-
niert umgesetzt werden. Bei einer vollständigen Zentralisierung würde der Zivilschutz 
zum Einsatzmittel des Bundes.  
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• Im Bereich der Ausbildung liegt die Verantwortung für die Durchführung und Fi-
nanzierung der gesamten Grund-, Zusatz- und Kaderausbildung der Angehöri-
gen des Zivilschutzes (AdZS) neu beim Bund. Die Ausbildung erfolgt nach ein-
heitlichen Standards in Anlehnung an das Ausbildungssystem der Armee.  

• Der Bund ist neu für die Bewilligung, Finanzierung und Durchführung sämtlicher 
Zivilschutz-Einsätze zuständig. 

• Der Bund beschafft sämtliches Zivilschutzmaterial (analog der Armee). Dazu 
zählen insbesondere die persönliche Ausrüstung, die Spezialausrüstungen (z. B. 
für Trümmerrettung, Dekontamination, Infrastrukturunterhalt), das ABC-Schutz-
material (z. B. Schutzmasken, Messgeräte, Schutzanzüge), das Sanitätsmate-
rial, Notstromaggregate und mobile medizinische Infrastrukturen, Fahrzeuge und 
technische Einsatzmittel. Die Kantone beziehen vom Bund das einheitliche Ma-
terial für ihre ZSO. Die Finanzierung erfolgt durch den Bund. 

• Der Bund ist zuständig für die Administrierung der AdA und der AdZS in allen 
Bereichen (Mutationen, DVS, etc.). 

Variante «Dezentralisierung Zivilschutz» 

Diese Variante schlägt in verschiedenen Bereichen des Zivilschutzes eine konsequen-
tere Dezentralisierung vor. Die beschriebenen Massnahmen können einzeln oder kom-
biniert umgesetzt werden. Bei einer vollständigen Dezentralisierung würde beim Zivil-
schutz künftig nicht mehr zwischen (Finanzierungs-)Zuständigkeiten im bewaffneten 
Konflikt (Bund) und sonstigen Notlagen und Katastrophen (Kantone) unterschieden. 

• Im Bereich der Ausbildung liegt die Verantwortung für die Durchführung und Fi-
nanzierung der gesamten Grund-, Zusatz- und Kaderausbildung der Angehöri-
gen des Zivilschutzes bei den Kantonen. Der Bund führt keine Ausbildungen 
mehr durch und betreibt auch kein Ausbildungszentrum mehr. 

• Die Kantone sind neu vollumfänglich für die Zivilschutz-Einsätze auf ihrem Ge-
biet zuständig. Sie sind für die Planung, die Bewilligung, die Durchführung sowie 
die Kontrolle zuständig. Der Bund hat keine Aufgaben mehr für nationale Aufge-
bote bei Katastrophen und Notlagen oder nationale EzG in diesem Bereich. Er 
trägt auch keine Kosten mehr. 

• Die Kantone beschaffen und finanzieren sämtliches Zivilschutzmaterial. Dies be-
inhaltet ebenfalls das standardisierte Material und das Material für den bewaffne-
ten Konflikt. 

Der Bund verfügt gestützt auf Art. 61 BV nach wie vor über eine Regelungskompetenz 
im Bereich des Zivilschutzes. In welchem Ausmass der Bund in diesen Bereichen auf 
Gesetzesstufe Rahmenbedingungen erlässt beziehungsweise Vorschriften macht, wäre 
bei einer Vertiefung der Variante zu prüfen. 

Variante «Teilentflechtungen Zivilschutz» 

Diese Variante schlägt in verschiedenen Teilbereichen ein stärkeres Engagement des 
Bundes vor. Grundsätzlich bleiben aber Bund und Kantone bei der Aufgabenerfüllung 
involviert. Die beschriebenen Massnahmen können sowohl einzeln als auch kombiniert 
umgesetzt werden. 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1999/404/de#art_61
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• Im Bereich der Ausbildung liegt die Verantwortung für sämtliche Kaderfunktio-
nen neu beim Bund. Die Ausbildung der Kader erfolgt einheitlich durch den Bund 
und orientiert sich an standardisierten Führungsprozessen. Die Kantone sind 
weiterhin zuständig für die Ausbildung der Angehörigen des Zivilschutzes (AdZS) 
in sämtlichen Grundfunktionen. Darüber hinaus gewährleisten sie den Erhalt der 
Einsatzbereitschaft durch regelmässige Wiederholungskurse sowie die Sicher-
stellung der materiellen Einsatzfähigkeit. Die Finanzierung erfolgt im Rahmen 
der jeweiligen Zuständigkeiten. 

• Der Bund ist neu für die Bewilligung und Finanzierung sämtlicher Einsätze zu 
Gunsten der Gemeinschaft (EzG) zuständig. Die Durchführung der Einsätze 
liegt weiterhin bei den Kantonen. 

• Bund und Kantone betreiben eine zentrale Beschaffungsstelle und beschaffen 
gemeinsam sämtliches standardisiertes und persönliches Material des Zivil-
schutzes. Dieses Vorgehen könnte in Anlehnung an das Polizeimodell (PTI) aus-
gestaltet werden. Die Finanzierung der Beschaffungsstelle und des Materials 
wäre bei einer Vertiefung dieser Variante zu prüfen (gemäss Zuständigkeit oder 
neuer Finanzierungsschlüssel). 

2.1.2. Rechtsetzungsbedarf  

Bei einer Dezentralisierung des Zivilschutzes wäre eine Anpassung von Art. 61 BV ver-
tieft zu prüfen. Die übrigen Varianten benötigen keine Verfassungsänderung.  

Änderungen bei den Zuständigkeiten und Aufgaben im Bereich Zivilschutz bedingen An-
passungen auf Gesetzes- und Verordnungsstufen (BZG, ZSV, MG, MDV). 

2.1.3. Finanzielle Auswirkungen  

Variante «Zentralisierung Zivilschutz» 

• Ausbildung: Bei einer Zentralisierung werden die Kantone und ggf. Gemeinden 
um die finanziellen Mittel, die sie bis anhin für die Grundausbildung und Teile der 
Kaderausbildung aufgewendet haben, zulasten des Bundes entlastet. Der Aus-
gleich der Kostenverschiebung erfolgt über die neutrale Globalbilanz des Pro-
jekts Entflechtung 27. Durch die Zentralisierung der Ausbildung könnten allen-
falls gewisse Effizienzsteigerungen realisiert werden.  

• Einsätze: Der Bund trägt künftig die Kosten für sämtliche Einsätze. Die Kantone 
werden um die finanziellen Mittel, die sie bis anhin für Einsätze in ihrer Zustän-
digkeit eingesetzt haben, entlastet. Der Ausgleich der Kostenverschiebung er-
folgt über die neutrale Globalbilanz des Projekts Entflechtung 27. Beim Bund 
dürfte es aufgrund der zusätzlichen Aufgabe zu einer administrativen Mehrbelas-
tung kommen, wobei Synergien mit der bisherigen Bewilligung nationaler EzG-
Gesuche bestehen dürften. Bei den Kantonen kommt es im Gegenzug zu einer 
administrativen Entlastung. 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1999/404/de#art_61
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2020/887/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2020/888/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1995/4093_4093_4093/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/oc/2007/870/de
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• Material: Die Kantone werden um die finanziellen Mittel, die sie bis anhin für die 
Materialbeschaffung aufgewendet haben, zulasten des Bundes entlastet. Der 
Ausgleich der Kostenverschiebung erfolgt über die neutrale Globalbilanz des 
Projekts Entflechtung 27. Bei der Aufgabenerfüllung dürfte eine Zentralisierung 
aufgrund der grösseren Beschaffungsmengen und Synergieeffekten bei den per-
sonellen Ressourcen zu Effizienzsteigerungen führen. Eine Koordination mit den 
Beschaffungen der Armee könnte die Effizienz der Beschaffung noch weiter er-
höhen. Mit Blick auf die Einsatzfähigkeit des Zivilschutzes im bewaffneten Kon-
flikt müsste zusätzliches Schutzmaterial beschafft werden, welches durch den 
Bund im Rahmen seiner Zuständigkeit finanziert werden würde. 

• Administrierung: Eine Zentralisierung sollte insgesamt zu einer Reduktion von 
personellen Ressourcen führen, indem eine höhere Anzahl von Stellen bei den 
Kantonen reduziert würde, als dass neue Stellen beim Bund geschaffen werden 
müssten. 

Variante «Dezentralisierung Zivilschutz» 

• Ausbildung: Der Bund wird um die Mittel, die er bis anhin für die Kader- und Zu-
satzausbildungen sowie seine Ausbildungsinfrastruktur aufgewendet hat, zulas-
ten der Kantone entlastet. Der Ausgleich der Kostenverschiebung erfolgt über 
die neutrale Globalbilanz des Projekts Entflechtung 27.  

• Einsätze: Der Bund wird um die Kosten für nationale EzG-Einsätze und allfällige 
nationalen Einsätze bei Katastrophen und Notlagen zu Lasten der Kantone ent-
lastet. Der Ausgleich der Kostenverschiebung erfolgt über die neutrale Globalbi-
lanz des Projekts Entflechtung 27. Zudem kommt es beim Bund zu einer minima-
len administrativen Entlastung im Controlling der kantonalen/regionalen/kommu-
nalen EzG-Einsätze.  

• Material: Der Bund wird um die finanziellen Mittel, die er bis anhin für das stan-
dardisierte Material und das Einsatzmaterial für den bewaffneten Konflikt aufge-
wendet hat, zulasten der Kantone entlastet. Der Ausgleich der Kostenverschie-
bung erfolgt über die neutrale Globalbilanz des Projekts Entflechtung 27. Da der 
Bund bei einer vollständigen Dezentralisierung über keine Zuständigkeiten mehr 
im Zivilschutz verfügen würde, auch nicht für den bewaffneten Konflikt, wäre ein 
künftiger Zusatzbedarf für die Einsatzfähigkeit des Zivilschutzes im bewaffneten 
Konflikt durch die Kantone zu finanzieren. 

Variante «Teilentflechtungen Zivilschutz» 

• Ausbildung: Die Kantone und ggf. Gemeinden werden um die finanziellen Mit-
tel, die sie bis anhin für die Kaderausbildung aufgewendet haben, zulasten des 
Bundes entlastet. Der Ausgleich der Kostenverschiebung erfolgt über die neut-
rale Globalbilanz des Projekts Entflechtung 27. Bei der Aufgabenerfüllung ist 
nicht mit wesentlichen Effizienzsteigerungen zu rechnen, da beide Staatsebenen 
in Bereichen der Ausbildung tätig bleiben.  

• EzG-Einsätze: Der Bund trägt künftig die Kosten für sämtliche EzG-Einsätze. 
Die Kantone werden um die finanziellen Mittel, die sie bis anhin für kantona-
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len/regionalen/kommunalen EzG-Einsätze in ihrer Zuständigkeit eingesetzt ha-
ben, entlastet. Der Ausgleich der Kostenverschiebung erfolgt über die neutrale 
Globalbilanz des Projekts Entflechtung 27. Beim Bund dürfte es aufgrund der zu-
sätzlichen Aufgabe zu einer gewissen administrativen Belastung kommen, wobei 
Synergien mit der bisherigen Bewilligung nationaler EzG-Gesuche bestehen 
dürften. Bei den Kantonen kommt es im Gegenzug zu einer administrativen Ent-
lastung. 

• Material: Die Auswirkungen auf die neutrale Globalbilanz des Projekts Entflech-
tung 27 hängen davon ab, wie die Finanzierung des Materials geregelt wird. Eine 
zentrale Beschaffungsstelle dürfte bei der Aufgabenerfüllung zu einer administra-
tiven Entlastung und Effizienzgewinnen führen.   

2.1.4. Bewertung 

Variante «Zentralisierung Zivilschutz» 

Da der Zivilschutz das Einsatzmittel der Kantone darstellt und der Nutzen primär regio-
nal anfällt, werden die Subsidiarität und die fiskalische Äquivalenz bei einer Zentralisie-
rung grundsätzlich schlechter beurteilt. Allerdings bestehen insbesondere im Hinblick 
auf Skaleneffekte und Harmonisierungsbedürfnisse im Bereich der Ausbildung und des 
Materials auch Argumente für eine Aufgabenzuweisung an den Bund. Unter der An-
nahme, dass der Bund sowohl Entscheid- als auch Kostenträger im Bereich des Zivil-
schutzes würde und aus übergeordneter Sicht im Bereich der Sicherheit einen Nutzen 
vom Zivilschutz zieht, fällt die Bewertung der fiskalischen Äquivalenz bei einer Zentrali-
sierung etwas weniger negativ aus. 

Aufgrund von Synergien u.a. mit dem Militär und der Vermeidung von Doppelspurigkei-
ten zwischen Bund und Kantonen könnte die Effizienz in der Aufgabenerfüllung bei einer 
Zentralisierung insbesondere in den Bereichen Material und Administration erhöht wer-
den. Die Effektivität könnte mit einer stärkeren Koordination und Harmonisierung gestei-
gert werden. Bei den Einsätzen hätte der Bund die Führung über alle strategischen Ein-
satzmittel (Armee und Zivilschutz). Demgegenüber würde bei einer Zentralisierung aber 
auch die Nähe zur Aufgabenerfüllung und den regionalen Bedürfnissen abnehmen, was 
sich insbesondere im Bereich der Einsätze negativ auf die Effizienz und Effektivität aus-
wirken könnte (Know-how, Informationsfluss, Koordination mit BORS…). Eine zentrale 
Bewilligung von oftmals lokalen Zivilschutzeinsätzen wird aus betriebswirtschaftlicher 
Sicht als nicht sinnvoll erachtet. Auch bei einer Zentralisierung der Ausbildung würde die 
Berücksichtigung regionaler Anforderungen erschwert und es könnte zu massiven zu-
sätzlichen Kosten im Bereich der Unterbringung (Investitionskosten und operative Kos-
ten) sowie im Bereich der Schulungsinfrastruktur (Investitions- und operative Kosten) 
kommen. 

Beurteilung: 

Die Arbeitsgruppe sieht Potenzial für eine Zentralisierung im Bereich des Materials. Ins-
gesamt überzeugt eine Zentralisierung des Zivilschutzes die Arbeitsgruppe aus Gründen 
der Subsidiarität und fiskalischen Äquivalenz aber weniger als der Status Quo.  

Variante «Dezentralisierung Zivilschutz» 
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Die Subsidiarität und fiskalische Äquivalenz würden bei einer Dezentralisierung tenden-
ziell verbessert. Die Kantone würden in ihrer Rolle gestärkt und über mehr Entschei-
dungskompetenzen verfügen. Da auch der Nutzen von nationalen Aufgeboten in der 
Regel räumlich eingrenzbar ist, würde bei einer Dezentralisierung eine bessere Überein-
stimmung mit der Finanzierung resultieren. Der Wegfall der Mitfinanzierung des Bundes 
für Material, Ausbildung und Einsätzen zur Erfüllung seiner eigenen Aufgaben bezie-
hungsweise des bewaffneten Konflikts, könnte aber auch für eine Verschlechterung der 
fiskalischen Äquivalenz sprechen. Da der Zivilschutz bereits heute das Einsatzmittel der 
Kantone darstellt, wird die Effizienz und Effektivität auch bei einer weitergehenden De-
zentralisierung grundsätzlich neutral beurteilt. Allerdings ist fraglich, wie schnell und gut 
sich die Kantone bei Grossereignissen organisatorisch und finanziell untereinander ko-
ordinieren könnten. Zudem könnte die Beschaffung von sämtlichem Material und die 
Durchführung aller Ausbildungen durch die Kantone gegebenenfalls zu höheren Kosten 
als im Status Quo führen, da Skaleneffekte wegfallen. Ohne harmonisierende Bundes-
vorgaben könnten zudem die Disparitäten zwischen den Kantonen zunehmen. Die Be-
wältigung von Notlagen und Katastrophen sowie Bereitschaft des Zivilschutzes für den 
bewaffneten Konflikt wäre nicht zwingend in allen Landesteilen auf demselben Niveau 
gewährleistet. 

Beurteilung: 

Insgesamt überzeugt diese Variante die Arbeitsgruppe weniger als der Status Quo. Sie 
könnte aus einer Entflechtungsperspektive aber dennoch vertieft geprüft werden. 

Variante «Teilentflechtungen Zivilschutz» 

Die Übernahme von zusätzlichen Aufgaben durch den Bund führt tendenziell zu einer 
Schwächung der Subsidiarität. Diese könnte sich aber insofern begründen lassen, als 
dass sie die Nutzung von Skaleneffekten ermöglicht und zu einer Harmonisierung bei-
trägt. Namentlich im Bereich des Materials könnte die Effizienz und Effektivität der Auf-
gabenerfüllung dadurch verbessert werden. Im Bereich der Kaderausbildung und der 
EzG wäre bei einer Zentralisierung hingegen mit höheren Kosten und Ineffizienzen zu 
rechnen. Der Bund würde bei den EzG nicht über die lokalen Kenntnisse verfügen und 
auch bei den Kaderausbildungen würde die Berücksichtigung regionaler Anforderungen 
erschwert. Die Übereinstimmung von Entscheid- und Kostenträger bleibt bei den Tei-
lentflechtungen erfüllt. Abhängig davon, wie der Nutzen der Kaderausbildung zugeord-
net wird, fällt die Beurteilung der fiskalischen Äquivalenz leicht besser oder schlechter 
aus. Bei den Einsätzen zugunsten der Gemeinschaft fällt der Nutzen primär regional an, 
weshalb die fiskalische Äquivalenz klar geschwächt würde. Bei der Materialbeschaffung 
sieht die Variante keine Änderung bei der Finanzierungszuständigkeit vor, entsprechend 
wir die fiskalische Äquivalenz neutral bewertet. 

Beurteilung: 

Im Bereich Material bestehen gewisse Bedenken hinsichtlich der Umsetzung (Aufbau 
neue Struktur), andere Arbeitsgruppenmitglieder sehen hingegen Potenzial für eine Ver-
besserung gegenüber dem Status Quo.  Eine Teilentflechtung bei den EzG erachtet die 
Arbeitsgruppe hinsichtlich aller Bewertungskriterien als nicht angemessen und betriebs-
wirtschaftlich wenig sinnvoll. Auch eine Zentralisierung der Kaderausbildung schneidet 
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im Rahmen des heutigen Dienstpflichtmodells schlechter ab als der Status Quo. Die un-
ter Kapitel 1.4 beschriebene Problematik könnten durch enger gefasste Rahmenbedin-
gungen und Vorgaben angegangen werden. Allerdings wäre der Bereich der Ausbildung 
bei einer Einführung der Sicherheitsdienstpflicht, bei der ein Ausbau des Umfangs und 
der Anforderungen der Ausbildung vorgesehen ist, aus Sicht der Arbeitsgruppe anders 
zu beurteilen. 

2.2. Schutzbauten 

2.2.1. Stossrichtung Varianten 

Variante «Zentralisierung Schutzräume» 

Der Bund übernimmt zusätzlich zu den Schutzanlagen die Verantwortung für die 
Schutzräume. Dies würde bedeuten, dass der Bund verantwortlich wäre für die Steue-
rung des gesamten Schutzraumbaus (inkl. Bau öffentlicher Schutzräume), den Werter-
halt der Schutzräume, die Verwaltung der Ersatzbeitragsfonds sowie die periodische 
Schutzraumkontrolle der 370'000 Schutzräume und die Zuweisungsplanung. 

Variante «Dezentralisierung Schutzanlagen» 

Die Kantone übernehmen neben dem Vollzug neu die gesamte Verantwortung für die 
Schutzräume und die Schutzanlagen. Die Kantone wären dadurch auch für die Techno-
logie und gesamte Finanzierung zuständig. Dabei wäre zu klären, ob der Bund weiterhin 
Minimalvorgaben erlässt oder sich die Kantone beispielsweise im Rahmen von Konkor-
daten auf gewisse Richtlinien einigen. 

2.2.2. Rechtsetzungsbedarf  

Die beschriebenen Massnahmen erfordern keine Verfassungsänderung. 

Bei Änderungen der Zuständigkeiten im Bereich der Schutzbauten wären aber Anpas-
sungen auf Gesetzes- und Verordnungsstufe nötig (BZG Art. 60-76, ZSV Art. 70-108). 
Ebenfalls wären Anpassungen betreffend Schutzbauten und insbesondere betreffend 
den Ersatzbeitragsfonds auf kantonaler und kommunaler Stufe nötig. 

Bei einer Zentralisierung müsste zudem der automatische Datenaustausch zwischen 
Bund und sämtlichen Gemeinden (Einwohnerkontrolle) ermöglicht und rechtlich geregelt 
werden, damit der Bund die Zuweisungsplanung vornehmen kann. 

2.2.3. Finanzielle Auswirkungen  

Variante «Zentralisierung Schutzräume» 

Dem Bund würden die Ersatzbeiträge der Kantone (zurzeit rund 900 Millionen Franken) 
im Rahmen der neutralen Globalbilanz des Projekts Entflechtung 27 übertragen. Es gilt 
jedoch zu beachten, dass sich ein Teil der Ersatzbeiträge im Vermögen der Gemeinden 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2020/887/de#art_60
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2020/888/de#art_70
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befindet. Für die Aufgabenerfüllung durch den Bund wäre ein grosser Ressourcenaus-
bau beim Bund nötig (Personal – respektive extern mandatierte Firmen oder Kontrol-
leure - für die periodische Schutzraumkontrolle der rund 370'000 Schutzräume mind. 
alle 10 Jahre, Baugesuche, Administration etc.). Bei den Kantonen wäre hingegen ein 
Abbau von Personal (oder extern Mandatierten) möglich, der den Aufbau beim Bund 
überwiegen dürfte. 

Variante «Dezentralisierung Schutzanlagen» 

Für die Umsetzung der Variante müssten die Kantone Forschung, Regulierung und Fi-
nanzierung für das gesamte Schutzbautensystem übernehmen. Die Kantone würden um 
die bisherigen Bundesausgaben von rund 15 Millionen Franken für die Erneuerungen 
und rund 5 Millionen Franken für die Sicherstellung der Betriebsbereitschaft von Schutz-
anlagen belastet. Der Ausgleich der Kostenverschiebung erfolgt über die neutrale Glo-
balbilanz des Projekts Entflechtung 27. Für die Aufgabenerfüllung müssten die Kantone 
Stellen für den Bau und die Erneuerung der Schutzanlagen etc. aufbauen. Der Wieder-
beschaffungswert der Prüf- und Testanlagen des BABS zugunsten des Schutzbauten-
programms beträgt ca. 30 Millionen Franken.   

2.2.4. Bewertung 

Variante «Zentralisierung Schutzräume» 

Die Subsidiarität wird bei dieser Variante negativ beurteilt, weil die Kantone bereits 
heute finanziell und organisatorisch in der Lage sind, die Verantwortung für die Schutz-
räume zu tragen. Auch im Hinblick auf die fiskalische Äquivalenz schneidet die Variante 
schlechter ab, da der Bund neu die Entscheide und Kosten tragen würde, der Nutzen 
aber primär lokal/regional anfällt. Eine Zentralisierung könnte zwar die Nutzung von Sy-
nergien ermöglichen; da für die Bedarfsermittlung und die Planung aber lokales Wissen 
und eine Abstimmung zwischen Bund und Kantonen nötig ist, besteht auch eine grös-
sere Gefahr für Ineffizienzen. Die fehlende Nähe zur Aufgabe könnte sich zudem nega-
tiv auf die Effektivität auswirken. Demgegenüber könnte eine Zentralisierung zu einer 
stärkeren Harmonisierung beitragen und sicherstellen, dass landesweit ein gleichmässi-
ger Schutz garantiert ist. 

Beurteilung: 

Insgesamt überzeugt diese Variante die Arbeitsgruppe weniger als der Status Quo, da 
sie zu neuen Abhängigkeiten zwischen den Staatsebenen führt. 

Variante «Dezentralisierung Schutzanlagen» 

Eine Dezentralisierung dürfte tendenziell zu einer Stärkung der Subsidiarität führen. Die 
Arbeitsgruppe traut den Kantonen nicht nur den Vollzug, sondern die gesamte Verant-
wortung für die Schutzanlagen zu. Für eine Stärkung der fiskalischen Äquivalenz 
spricht, dass der Bedarfsentscheid, die Kosten und der Nutzen bei den Kantonen liegen 
würden. Allerdings werden die Schutzanlagen auch für den bewaffneten Konflikt einge-
setzt, was aus Sicht der fiskalischen Äquivalenz eine Mitfinanzierung durch den Bund 
rechtfertigen kann. Die Auswirkungen auf die Effizienz und Effektivität sind unklar und 
hängen davon ab, ob und wie sich die Kantone koordinieren, um eine Harmonisierung 
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und Qualitätssicherung beim Schutzangebot sicherzustellen und die nötige technologi-
sche Forschung zu betreiben. 

Beurteilung: 

Aufgrund der Unsicherheiten sowie den Bedenken bezüglich der fiskalischen Äquivalenz 
überzeugt diese Variante die Arbeitsgruppe weniger als der Status Quo. 

2.3. Militärverwaltung 

2.3.1.  Stossrichtung Varianten 

Variante «Zentralisierung Militärverwaltung» 

Der Bund übernimmt neu sämtliche Aufgaben, die bis anhin im Rahmen der kantonalen 
Mitverantwortung für die Armee durch die Kantone sichergestellt werden mussten. Dies 
betrifft folgende Verantwortungsbereiche: 

- Militärische Kontrollführung (u.a. Ersterfassung, Dienstverschiebungsgesuche) 

- Orientierungstage 

- Rekrutierung  

- Ausserdienstliche Schiesspflicht  

- Schiessanlagen  

- Militärstrafrecht  

- Mobilmachungsaufgaben  

- Wehrpflichtersatzabgabe 

Zudem wäre die künftige Funktion der Kreiskommandanten (u.a. politische Netzwerkauf-
gaben, Kontakt mit Truppen und Bevölkerung) beziehungsweise deren Bedarf bei einer 
Vertiefung dieser Variante vertieft zu prüfen.  

2.3.2.  Rechtsetzungsbedarf  

Die beschriebenen Massnahmen erfordern keine Verfassungsänderung. 

Die Änderungen im Bereich der Militärverwaltung würden Gesetzesanpassungen erfor-
dern (MG, WPEG) sowie nachgelagert Anpassungen auf Verordnungsstufe. 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1995/4093_4093_4093/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1959/2035_2097_2125/de
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2.3.3.  Finanzielle Auswirkungen  

Variante «Zentralisierung Militärverwaltung» 

Der Umgang mit der Beteiligung der Kantone an den Wehrpflichtersatz-Einnahmen (Be-
zugsprovision von 20%) beziehungsweise die Berücksichtigung in der neutralen Global-
bilanz des Projekts Entflechtung 27 müsste bei einer Zentralisierung vertieft geprüft wer-
den. Da die Bezugsprovision den aktuellen Aufwand der Kantone tendenziell überstei-
gen dürfte, würden die Kantone bei einer Aufgabenverschiebung inklusive vollständiger 
Aufhebung des Kantonsanteils an der Wehrpflichtersatzabgabe finanziell belastet.   

Eine Zentralisierung der Aufgaben bei der Militärverwaltung sollte zu einer Reduktion 
von personellen Ressourcen führen. Dies, weil eine höhere Anzahl von Stellen bei den 
Kantonen reduziert würde, als dass neue Stellen beim Bund geschaffen werden müss-
ten. Der Einsatz moderner und vor allem einheitlicher Informationssysteme (IT) könnte 
zu einer stärkeren Automatisierung führen und die Kosten einer solchen Systemharmo-
nisierung sollten tiefer ausfallen als die heutige Systemlandschaft mit verschiedensten 
Schnittstellen zwischen den Staatsstufen. Andererseits müssten auch neue Schnittstel-
len betreffend Datenzugang (insbesondere im Bereich WPE, Steuerdaten bei den Kan-
tonen) geschaffen werden, wodurch sich zumindest initial Investitionskosten ergeben 
würden. 

2.3.4. Bewertung 

Variante «Zentralisierung Militärverwaltung» 

Die Beurteilung der Subsidiarität geht in der Arbeitsgruppe auseinander. Gewisse sehen 
die Zentralisierung der Militärverwaltung als konsequente Umsetzung der Bundeszu-
ständigkeit bei der Armee, andere sehen darin eine Schwächung der kantonalen Voll-
zugstätigkeit. Eine Zentralisierung lässt sich insofern begründen, als dass sie die Nut-
zung von Skaleneffekten ermöglicht und Doppelspurigkeiten verhindert. Die fiskalische 
Äquivalenz wird aus Sicht der Arbeitsgruppe verbessert, da das Militärwesen in Bundes-
zuständigkeit liegt. Der Bund würde somit die Entscheide, den Nutzen und die Kosten in 
diesen Bereichen direkt tragen und die aktuelle Finanzierungsverflechtung mit dem Kan-
tonsanteil an der Wehrpflichtersatzabgabe könnte aufgehoben werden. Die Effizienz 
wird mit dem Wegfall von Schnittstellen, dem Abbau von Doppelspurigkeiten sowie der 
Reduktion des Koordinationsbedarfes erhöht. Zudem dürfte die Zentralisierung zu einer 
Harmonisierung und so zu einer Qualitätssteigerung führen. Demgegenüber geht bei ei-
ner Zentralisierung auch die Bürgernähe verloren, was aus Sicht gewisser Mitglieder zu 
längeren Entscheidungswegen sowie einem Verlust an Know-how und Akzeptanz füh-
ren und die Effektivität und Effizienz der Aufgabenerfüllung negativ beeinflussen könnte.  

Beurteilung: 

Aufgrund der erwarteten Effizienzsteigerungen überzeugt diese Variante die Arbeits-
gruppe in den Bereichen Kontrollwesen und Wehrpflichtersatz mehr als der Status Quo. 
Im Bereich des Schiesswesens, der Rekrutierung und weiterer Aufgaben der Kreiskom-
mandanten gehen die Einschätzungen auseinander. Während einige Mitglieder auch in 
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diesen Bereichen Vorteile einer Zentralisierung sehen, überwiegen für andere Mitglieder 
die Nachteile. Angesichts der geopolitischen Lage gewichten gewisse Mitglieder eine lo-
kale Verankerung der Armee in den Kantonen als besonders hoch. Die Beurteilung der 
Vor- und Nachteile einer Zentralisierung der Orientierungstage hängt in der Arbeits-
gruppe zudem auch von der Einführung eines obligatorischen Orientierungstages für 
Frauen ab, da diese einen nicht zu vernachlässigenden Einfluss auf den Umfang hätte. 

3. Würdigung und Empfehlungen 

Die Arbeitsgruppe sieht in verschiedenen Bereichen einen Mehrwert für die Vertiefung 
einzelner Varianten in einer zweiten Phase des Projekts Entflechtung 27.  

Die Arbeitsgruppe empfiehlt im Bereich der Materialbeschaffung Möglichkeiten für eine 
stärkere Zentralisierung vertieft zu prüfen, einerseits durch eine vollständige Zustän-
digkeit des Bundes für das Material des Zivilschutzes oder andererseits durch die Schaf-
fung eines gemeinsames Beschaffungsorganes von Bund und Kantonen.  

Daneben empfiehlt die Arbeitsgruppe auch eine vertiefte Prüfung einer Zentralisierung 
der Militärverwaltung. Dies beinhaltet die Prüfung der Bereiche Kontrollwesen, Wehr-
pflichtersatz, Schiesswesen, Mobilmachung sowie Rekrutierung und Orientierungstage. 
Zudem soll auch geprüft werden, ob und in welcher Form es die Funktion der Kreis-
kommandanten in den Kantonen weiterhin noch braucht, beziehungsweise, wie sich 
eine Abschaffung auswirken würde.  

Schliesslich erachtet die Arbeitsgruppe auch die Vertiefung einer stärkeren Dezentrali-
sierung des Zivilschutzes, bei der die Verantwortung für den Zivilschutz vollständig 
(d.h. auch im Fall des bewaffneten Konflikts) bei den Kantonen liegen würde, als weiter 
prüfenswert. Dabei wären allerdings auch die parallellaufenden Arbeiten und Diskussio-
nen in Zusammenhang mit der Sicherheitsdienstpflicht zu berücksichtigen. 

Die Empfehlung der Arbeitsgruppe zu einer Vertiefung dieser Bereiche ist nicht gleich-
zusetzen mit einer Empfehlung zur Umsetzung der Varianten. Vielmehr geht es der Ar-
beitsgruppe darum, dass die Ausgestaltungsmöglichkeiten und Auswirkungen vertieft 
analysiert werden und eine fundierte Entscheidungsgrundlage geschaffen wird. 

 


